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Die Wut der Polizisten 
Die Police Nationale zwischen Heroisierung und Hass 
durch die französische Bevölkerung 

Seit Wochen demonstrieren tausende Beamtinnen und Beamten der französischen Police 
Nationale auf der Straße. Der Beitrag fragt danach, woher die Wut der Sicherheitskräfte 
kommt und bettet die aktuellen Ereignisse in eine Analyse des Verhältnisses zwischen 
Bürgerschaft und Staatsmacht ein. Polizeiarbeit in Frankreich ist derzeit ein auf Dauer 
gestellter Ausnahmezustand, der unter anderem im Zuge der Terrorabwehr eine extreme 
Beanspruchung der personellen Ressourcen bedeutet. Belastet wird diese Arbeit zusätz­
lich durch ein ambivalentes Verhältnis zwischen Police Nationale und Bevölkerung; 
die Sicherheitskräfte erleben Heroisierung ebenso wie Hass, der sich in wechselseitiger 
Gewalt äußert. Es wird skizziert, warum eine Annäherung zwischen Bevölkerung und 
Polizei auf Grund politischer und gesellschaftlicher Umstände einerseits und interner 
Strukturen andererseits über kurzzeitige Solidarisierungseffekte nach Attentaten hinaus 
kaum in Sicht scheint. 

Stefanie tränkle, 
Dozentin für Kriminologie an der 

Hochschule für Polizei 
Baden-Württemberg. 

Dirk HerzbacH, 
Deutscher Koordinator des 
gemeinsamen Zentrums der 

deutsch-französischen Polizei- und 
Zollzusammenarbeit in Kehl. 

1. einleitung 
Mit Schals oder Papiermasken vermummt 
blockieren sie Straßenzüge mit Kraftfahr­
zeugen, halten die Tricolore hoch und singen 
die französische Nationalhymne: „Zu den 
Waffen, Bürger!“ („Aux armes, citoyens“), 
heißt es im Text der Marseillaise. Es sind 
französische Beamtinnen und Beamte der 
Police Nationale, die im ganzen Land teils 
unangemeldete Demonstrationen durchfüh­
ren. Anlass dafür war ein Übergriff, der im 
Oktober 2016 im Großraum Paris an einer 
als Kriminalitätsschwerpunkt bekannten 
Straßenkreuzung stattfand: Es wurden 
Molotov-Cocktails in zwei Streifenwagen 
geworfen und die Beamtinnen und Beam­
ten so lange am Aussteigen gehindert, bis 
zwei von ihnen nur noch mit lebensbedroh­
lichen, zwei mit leichteren Verletzungen in 
letzter Sekunde entkommen konnten. 

Welche Interessen werden mit diesen 
Demonstrationen verfolgt? Die T-Shirts 
und Transparente der Demonstranten for­
dern: „Nous voulons protection et recon­
naissance“ (wir wollen Schutz und Aner­
kennung). Der reklamierte Schutz ist zum 
einen im übertragenen Sinne in Form von 
Rückhalt durch Vorgesetzte gemeint, zum 
anderen aber auch als konkreter Gesund­
heitsschutz in Form besserer Schutzaus­
stattung. Ein junger Beamter, der in einer der 
stark kriminalitätsbelasteten Vorstädte einge­
setzt ist, berichtete uns, dass die Beschaf­
fung von Sicherheitsausstattung auf eigene 
Kosten „normal“ sei: „Sie geben uns weiße 
Handschuhe für die Gala-Uniform, aber es 
fehlen oft Helme, um uns zu schützen, wenn 
wir mit Steinen beworfen werden.“ 

Interessanterweise richtet sich die Wut 
einerseits auf die Bevölkerung, anderer­
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seits gegen die eigenen Vorgesetzten und 
die Justiz. Gefordert wird von den frus­
trierten Einsatzkräften v.a. Konsequenz in 
der Strafverfolgung und in der Strafpraxis. 
An die Bevölkerung wird der Appell ge­
richtet, Einsatzkräfte nicht anzugreifen, 
um deren Fähigkeit zum Schutz der Bevöl­
kerung nicht zu gefährden. 

Die Malaise ist nichts Neues, aber im 
Jahr 2016 kulminierten vielfache Belas­
tungen, die zu einer Frustration führten, 
die sich nun in den Demonstrationen ent­
lädt: Die extrem hohe Arbeitsbelastung 
infolge des „plan vigipirate“ (erhöhte 
Alarmbereitschaft und dauerhafte Präsenz 
der Einsatzkräfte im öffentlichen Raum 
im Rahmen der Terrorabwehr) ist zusätz­
lich zu kräfteintensiven Großlagen zu be­
wältigen (Fußball-Europameisterschaft, 
wochenlang anhaltende Demonstrationen 
gegen eine Reform des Arbeitsrechts). Der 
Organisationsgrad der Demonstrationen 
ist derzeit zahlenmäßig noch gering1, aber 
eine Interessenbündelung formiert sich: 
„Mouvement des policiers en colère“ (Be­
wegung der wütenden Polizisten) ist ein 
Verein, der im November 2016 aus Ent­
täuschung über die Polizeigewerkschaften 
gegründet wurde. Die zunächst in den Re­
gionen unabhängig voneinander entstan­
dene Bewegung hat sich im Januar 2017 
zur UPNI – Union des policiers nationaux 
indépendants (Vereinigung der unabhän­
gigen Polizisten der Nationalpolizei) zu­
sammengeschlossen.2 

Trotz Streik- und teilweisen Demons­
trationsverbots scheuen sich Beamtinnen 
und Beamte der Police nicht, öffentlich­
keitswirksam auf Missstände aufmerksam 
zu machen. Im Jahr 2016 legten darüber 
hinaus viele Beamtinnen und Beamten ihre 
Ermittlungsermächtigung (OPJ – officier 
de police judicaire)3 nieder, um gegen die 
Entscheidungspraxis der Justiz, die sie als 
mangelnden Rückhalt wahrnehmen, zu de­
monstrieren.4 Es ist auch ein altes Thema der 

traditionellen Polizeigewerkschaften, die 
hohe Einstellungsquote, die geringe Ver­
urteilungsquote der Justiz, das angebliche 
Versagen der Präventionspolitik und die 
Konsequenzen mangelnder Durchsetzung 
von Strafen anzuprangern. Die Polizei sei 
es leid, immer wieder dieselben Personen 
festzunehmen, die alsbald wieder auf frei­
en Fuß gesetzt würden (Jobard 2016a, 4).5 

Von den Polizeigewerkschaften allerdings 
fühlen sich viele nicht vertreten; die neu 
gegründete UPNI grenzt sich explizit von 
ihnen ab. 

Es gibt auch eine andere Seite: Nach den 
Attentaten der Jahre 2015 und 2016 er­
lebte die französische Polizei Dankbarkeit 
und Bewunderung. Das mutige Einschrei­
ten der Einsatzkräfte bei Terroranschlägen 
wird zu einem heroisierenden Narrativ, bei­
spielsweise bezogen auf die erste Streifen­
besatzung, die am Anschlagsort des Musik­
clubs „Ba’ta’clan“ angekommen war und 
nur mit Pistolen und leichter Schutzweste 
ausgestattet die Täter bekämpfte oder die 
Beamten, die den Lkw-Attentäter in Nizza 
durch Schüsse stoppten. Auch die beiden 
Polizeiangehörigen, die an ihrem Wohnort 
einem gezielten Doppelmord zum Opfer 
fielen, werden als Helden geehrt und be­
trauert. Die Terroranschläge der Jahre 2015 
und 2016 haben zu einem sprunghaften 
und teilweise patriotisch motivierten An­
steigen6 der Bewerberzahlen geführt.7 Der 
Solidarisierungseffekt zwischen Bevölke­
rung und Polizei bleibt aber situativ; mit 
Abflauen der Aktualität der Ereignisse 
kommen die Ressentiments der Bevölke­
rung wieder an die Oberfläche, während 
sich auf der politischen Bühne die nach 
den Anschlägen beschworene nationale 
Einigkeit in Verantwortlichkeitsdebatten 
und Schuldzuweisungen auflöst. 

Auf die Frage nach dem Paradoxon, dass 
ein Großteil der Franzosen die Demonstra­
tionen der Polizei für gerechtfertigt halte, 
gleichzeitig aber die Polizei seit Jahren das 

5 
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Ziel gewalttätiger Übergriffe sei, antwortet 
der Polizeiforscher de Maillard8 in einem 
Radiointerview: „Es gibt eine sehr ambiva­
lente Beziehung der Bevölkerung zur Poli­
zei: Man liebt sie, wenn sie uns beschützt, 
man verurteilt sie, wenn sie strafrechtlich 
gegen uns vorgeht.“9 Die Verbundenheit der 
Franzosen mit der Polizei im Jahr 2015 sei 
aufrichtig gewesen, habe aber nicht das seit 
Jahrzehnten bestehende Misstrauen eines 
großen Teils der Bevölkerung aufzulösen 
vermocht, für den die Polizei ein brutales 
Image habe, so Jobard (Jobard 2016b, 1) 
in seiner Analyse über den „Hass gegen die 
Bullen” („la haine anti-flics“). Trotz des si­
tuativen Solidarisierungseffektes zwischen 
Polizei und Bevölkerung bleibt das Verhält­
nis zwischen französischer Bürgerschaft 
und den Sicherheitskräften, vor allem der 
Police Nationale, seit Jahrzehnten ange­
spannt, wenn nicht sogar feindselig.10 

Der vorliegende Beitrag geht der Frage 
nach, woher die Wut kommt, mit der An­
gehörige der Exekutive demonstrieren: 
Was treibt die Polizeibeamtinnen und -be­
amten auf die Straße? Was sagt dies über 
die aktuelle Situation der Police Natio­
nale aus und wie erklärt sich dies? Hierzu 
betrachten wir, welche aktuellen Ereignisse 
den Dienstalltag prägen, insbesondere was 
die anhaltende Bedrohungssituation durch 
Terrorismus11 für die Police bedeutet, aber 
auch die gesellschaftlich bzw. politisch un­
gelösten Problemlagen, für die die Police 
Blitzableiter ist. Unsere These ist, dass 
neben den situativen und den strukturellen 
gesellschaftlichen Faktoren die Probleme 
auch „hausgemacht“ sind: Daher lenken 
wir abschließend den Blick auf das Selbst­
verständnis der Police und auf die daraus 
resultierende Einsatzroutine, die für Dis­
tanz, Misstrauen und Gewalt zwischen 
Police und Bürgerschaft sorgen. Der vor­
liegende Beitrag basiert zum einen auf 
Einblicke, die das Autorenteam im Rah­
men zahlreicher und jahrelanger dienst­

licher Kontakte zur französischen Polizei 
gewonnen hat. Ergänzend wird die franzö­
sische Presselandschaft mit Polizeibrille 
beobachtet und der Leserschaft zugänglich 
gemacht. Eingebettet werden diese Ein­
drücke in die aktuelle polizeisoziologische 
französische Forschung, wenngleich auf 
Grund der Aktualität der Ereignisse und 
des grundlegend schwierigen Feldzugangs 
der Forschungsstand hierzu nur rudimen­
tär ist. Auch sei die Selektivität und Sub­
jektivität unserer Situationsbeschreibung 
erwähnt: Es ist nicht nur der Blick eines 
wissenschaftlich orientierten Polizeivoll­
zugsbeamten und einer Kriminologin, 
Polizei-Dozentin und Romanistin auf die 
französischen Kolleginnen und Kollegen, 
sondern auch der deutsche Blick auf das 
Nachbarland Frankreich. Wir fokussieren 
v.a. die Police Nationale, die auf Grund 
ihrer Zuständigkeit für die Städte ab einer 
Einwohnerzahl über 25.000 strukturell 
eher in Konfrontationen mit der Bevölke­
rung gerät als die Gendarmerie. 

2. Polizeiarbeit alS auf 
Dauer geStellter auS­
naHmezuStanD 

2.1 Polizeiarbeit im Notstand 
Die aktuelle Situation der Police Nationale 
ist vor allem von der Verhängung des Not­
stands geprägt, der infolge der anhaltenden 
Bedrohungslage durch den islamistischen 
Terrorismus12 nach den Attentaten des No­
vember 2015 ausgerufen und konsekutiv 
verlängert wurde; ein Ende ist nicht abseh­
bar. In rechtsstaatlicher Hinsicht ist dieses 
Instrument umstritten, allerdings scheint 
es keinen breiten gesellschaftlichen Dis­
kurs darüber zu geben. Einer der wenigen 
Kritiker führt an, der Notstand werde mit 
einer künstlichen und irreführenden Di­
chotomie aus Freiheit und Sicherheit ge­
führt und man entscheide sich eben für die 
Sicherheit. Der Autor warnt vor simplen 

http:feindselig.10
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binären Denkfiguren, mit denen verhüllt 
würde, dass der Notstand eine scheinbare 
Ersatzsicherheit geben würde, aber von 
Sicherheitskräften für Strafverfolgung in 
anderen Deliktsbereichen zur Strafverfol­
gung Kleinkrimineller missbraucht würde. 
Die Einschränkung bürgerlicher Grund­
rechte schaffe Rechtsunsicherheit und er­
mögliche Willkür.13 Im Dienstalltag führt 
dies zu einer extremen Inanspruchnahme 
und Belastung der Sicherheitskräfte. 

Was bedeutet der Notstand in Hinblick 
auf die polizeilichen Eingriffsbefugnisse? 
Zunächst haben die Sicherheitskräfte die 
Möglichkeit, im Rahmen so genannter 
verwaltungsrechtlicher Durchsuchungen 
(perquisitions administratives)14 ohne 
richterlichen Beschluss Wohnungen zu 
jeder Tages- und Nachtzeit zu durchsu­
chen und zwar bei Verdachtsfällen in allen 
Deliktsbereichen (im Dezember 2016 wa­
ren dies bereits 4.500 Durchsuchungen)15 . 
Darüber hinaus können polizeirecht­
liche Maßnahmen zur Gefahrenabwehr 
angeordnet bzw. durchgeführt werden: 
beispielsweise Platzverweise, Meldever­
pflichtungen (Einschränkungen der ört­
lichen oder zeitlichen Bewegungsfreiheit, 
Hausarrest), Auflagen für oder Verbot von 
Veranstaltungen oder das Einziehen von 
gemeldeten Schusswaffen. 

Im Dienstalltag bedeutet die Ausrufung 
des Notstandes nun nichts anderes, als dauer­
haft „in den Stiefeln“ zu sein. Die sicht­
bare Präsenz hat in Frankreich einen hohen 
Stellenwert. So wurden alle verfügbaren 
Kräfte mobilisiert, dies bedeutet konkret, 
dass alle Organisationseinheiten, beispiels­
weise auch die Aus- und Fortbildung, ver­
pflichtet wurden, Kräfte zu den allgemei­
nen Überwachungs- und Präsenzeinsätzen 
zu entsenden. Da die Sicherheitskräfte be­
reits durch das Migrationsgeschehen und 
die Terrorgefahren ausgelastet sind, wird 
das Militär im Inland eingesetzt. Im Rah­
men der Operation „Sentinelle“16, die nach 

den November-Attentaten eingerichtet und 
nach dem Nizza-Attentat verlängert wurde, 
unterstützen 10.000 Soldatinnen und Sol­
daten die Polizeikräfte, um auf öffent­
lichen Straßen und Plätzen Präsenz zu 
zeigen.17 Um wiederum die Militärkräfte 
zu entlasten, will Frankreich in den kom­
menden Jahren eine Nationalgarde auf­
bauen, indem 84.000 Reservistinnen und 
Reservisten für den Dienst zur Verfügung 
stehen sollen.18 Um die Größenverhält­
nisse vor Augen zu führen: Dies entspricht 
in etwa einem Drittel des Personalkörpers 
der beiden Polizeiorganisationen (Police 
Nationale und Gendarmerie Nationale) zu­
sammen genommen. 

Zur Einsatzbelastung an sich kommen 
auf individueller Ebene psychosoziale 
Belastungen durch die Bewältigung von 
Attentaten und gewalttätigen Ausschreitun­
gen. Zur Traumabehandlung und Suizid­
prävention bei Einsatzkräften wurde ein 
Zentrum eingerichtet, das auf „Post-Atten­
tat-Syndrome“ spezialisiert ist.19 

Die Polizei als Organisation steht unter 
hohem medialen Druck. Sicherheitsmaß­
nahmen (beispielsweise am Nationalfeier­
tag in Nizza) der Polizei oder das Inter­
venieren der Einsatzkräfte bei Attentaten 
wird als unzureichend kritisiert und skan­
dalisiert, die Zersplitterung der Polizei­
einheiten in vielerlei Zuständigkeiten ist 
rechtfertigungsbedürftig. Kritik an der Exe­
kutive ist, so unser Eindruck, als Thema 
omnipräsent in den Medien. 

Als Zwischenfazit ist festzuhalten, dass 
Polizeiarbeit in Frankreich seit 2015 ein 
auf Dauer gestellter Ausnahmezustand ist, 
der eine extreme Beanspruchung der per­
sonellen Ressourcen bedeutet. 

2.2 Die Exekutive als Blitzableiter ge­
sellschaftlicher Auseinandersetzungen 
Die Belastungen durch die Bedrohungs­
lage Terrorismus sind zusätzlich zu einem 
Arbeitsalltag zu bewältigen, der insbeson­

7 
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dere die Einheiten der Bereitschaftspolizei, 
aber auch des Grenzschutzes fordert. Eine 
Reihe von Großereignissen und besonderen 
Einsatzlagen bedeutet nicht nur eine hohe 
Beanspruchung der Personalressourcen. 
Im Sommer 2016 gingen die Demonstratio­
nen gegen das Arbeitsrechtgesetz und die 
Fußball-Europameisterschaft mit wochen­
lang anhaltenden Ausschreitungen einher, 
die von wechselseitiger Gewaltausübung 
geprägt waren. Situative Heroisierung nach 
Attentaten und tiefsitzender Hass durch Teile 
der Bevölkerung liegen nahe beieinander. 

Eine junge Beamtin beschreibt die aktu­
elle Situation den Autoren dieses Beitrags 
gegenüber mit dem Kommentar „c’est la 
guerre civile“ (es herrscht Bürgerkrieg). 
Die Polizei ihrerseits steht ebenfalls wegen 
brutaler Durchsetzung von Maßnahmen 
in der Kritik: Sobald die Kameras weg­
schwenkten, würde mit Brutalität durchge­
griffen (vgl. Jobard 2016a, 3)20 . 

Zu den punktuellen Großlagen kommt die 
Anforderung, gesellschaftlich anhaltende 
Problemlagen zu bewältigen: Die als men­
schenunwürdig beschriebenen Zustände 
in den Flüchtlingslagern in der Hafenstadt 
Calais, wo sich tausende Menschen auf­
hielten, in der Hoffnung illegal nach Eng­
land einreisen zu können, werden – auch 
nach mehreren Räumungsaktionen – von 
den Grenzschutzeinheiten der Police (PAF21) 
kontrolliert. Interne Quellen22 berichteten 
uns, dass es vor der Auflösung der Lager 
etwa hundert Verhaftungen pro Nacht ge­
geben habe. Die Festnahmen (garde à vue) 
erfolgten überwiegend wegen Gewaltde­
likten der zumeist männlichen Campbe­
wohner untereinander und gegenüber den 
Einsatzkräften sowie wegen Betäubungs­
mitteldelikten. Da dies jedoch in der Regel 
strafjustiziell folgenlos blieb, machten sich 
unter den Einsatzkräften Frustration und 
der Eindruck einer Macht- und Hilflosig­
keit, das Kriminalitätsaufkommen steuern 
zu können, breit. 

Für ungelöste soziale Problemlagen, die 
sich regional verdichten, stehen auch die 
als „banlieues“ bekannt gewordenen depri­
vierten Quartiere in den Randgürteln der 
Großstädte. Im Herbst 2005 wurden die 
Banlieues zum Synonym für gewalttätige 
Ausschreitungen, Deprivation und Segre­
gation in Wohnvierteln am Rande franzö­
sischer Großstädte, bei denen schon die 
architektonische Struktur als eine Form 
str uktureller Gewalt betrachtet werden 
kann. Eine Begehung eines dieser Quar­
tiere im Großraum Paris im Frühjahr 2015 
in polizeilicher Begleitung – alle in Zivil­
kleidung und mit unsichtbar getragener 
Schutzausstattung – brachte die mulmige 
Erfahrung, von Bewohnern aus den Hoch­
haussiedlungen beobachtet, als „Fremde“ 
identifiziert und mit dem Zeigen einer lan­
gen Stichwaffe aus einem Fenster heraus 
bedroht zu werden: „Das hier ist unser 
Viertel, verschwindet“, sollte dies heißen. 
Eine ernsthafte Auseinandersetzung mit 
den sozialen Problemlagen und ihren mög­
lichen Folgen, beispielsweise für Radi­
kalisierungsprozesse, ist auf politischer 
Ebene nicht erwünscht. Eine Auseinander­
setzung über Zusammenhänge, beispiels­
weise von sozialen Missständen in den 
Vorstädten und Terrorismus, wird mit der 
Begründung abgelehnt, es dürfe nicht nach 
„Entschuldigungen“ gesucht werden.23 

Dies hat Tradition: „comprendre, c’est déjà 
excuser“ (verstehen heißt bereits entschul­
digen), hieß es bereits vor Jahren aus dem 
der Wissenschaft gegenüber nicht gerade 
aufgeschlossenem Innenministerium, um 
die Überflüssigkeit, ja sogar Gefahr sozial­
wissenschaftlicher Erklärungsansätze, zu 
denunzieren (vgl. Mouhanna 2011, 144). 

Gleichwohl ist die Lebenswirklichkeit, 
insbesondere der jungen Menschen in den 
deprivierten Großstadtquartieren, hinrei­
chend sozialwissenschaftlich beschrieben 
(vgl. Kepel 2015; ebd. 2012; Boucher 2013; 
Loch 2009). Verfehlte Stadtpolitik, Segre­

http:werden.23
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gation und Benachteiligung, fehlende Zu­
kunftschancen insbesondere der häufig mi­
grantisch geprägten, aber mit französischer 
Staatsbürgerschaft ausgestatteten Jugend 
sind nach wie vor aktuelle Probleme. 

Geändert hat sich also ein Jahrzehnt 
danach in den Banlieues nicht viel. Statt­
dessen erfahren die Quartiere eine büro­
kratische Verwaltung ihrer sozialen Pro­
blemlagen, die sich in der Def inition 
regionaler Sonderzonen und deren fortlau­
fender Umbenennung niederschlägt24: Zu­
nächst wurden sog. ZUS (Zones urbaines 
sensible, Sensible Stadtzonen) definiert, 
um eine regionale Sonderbehandlung für 
kommunalpolitische Anstrengungen und 
polizeiliche Einsatztaktiken zur Aufrecht­
erhaltung bzw. Wiederherstellung von 
Sicherheit und Ordnung zu rechtfertigen. 
Diese wurden dann u.a. in „quartiers pri­
oritaires“ (vorrangige Quartiere) umbe­
nannt. Aktuell ist die Rede von „NPNRU“.25 

Die ständigen Umetikettierungen mit un­
verständlichen Akronymen, die hier nicht 
vollständig aufgelistet sind, bringen zum 
Ausdruck, dass ein nachhaltiger kommu­
nalpolitischer und polizeilicher Umgang 
mit diesen Quartieren noch nicht gefunden 
zu sein scheint. Für die Police bedeutet 
dies einsatztaktisch, dass man von einer 
ständigen akuten Gefährdungslage für die 
eingesetzten Kräfte ausgeht. So manch 
politisch motivierter Versuch, bürgernahe 
Strategien des Polizierens zu implementie­
ren, wurde vor Ort umgesetzt, indem man 
hinter den Fußstreifen, die Bürgernähe 
zum Ausdruck bringen sollen, grundsätz­
lich ein Gruppenfahrzeug zu deren Schutz 
begleitend fahren ließ.26 

Die Police steht darüber hinaus für ihre 
Praxis der anlassunabhängigen, wieder­
holten und selektiven Personenkontrollen 
in der Kritik. Diese Kontrollpraktiken 
werden von ihren Adressatinnen und 
Adressaten als schikanierend und diskri­
minierend wahrgenommen und scheinen 

zum Aufrechterhalten der Gewaltspiralen 
zwischen Police und Bevölkerung beizu­
tragen.27 

3. Warum DemonStrieren 
angeHörige Der Police unD 
nicHt Der genDarmerie? 
Brennende Streifenwagen und Skandali­
sierung polizeilichen Agierens – unserem 
Eindruck nach ist dies kein generelles Pro­
blem der französischen Polizei, sondern 
vor allem der in den Städten zuständigen 
Nationalpolizei. Warum eigentlich sind es 
Beamtinnen und Beamte der Police, die 
demonstrieren? Auch die Beamtinnen und 
Beamten der Gendarmerie haben eine hohe 
Einsatzbelastung im Rahmen der Terror­
abwehr, auch ihre Bereitschaftspolizeiein­
heiten kommen bei Demonstrationen und 
Hochrisiko-Fußballspielen zum Einsatz 
und sind hinsichtlich ihrer Ausrüstung 
(Distanzwaffen) und ihres taktischen Vor­
gehens nicht zimperlich – dennoch ist es 
vor allem die Police (insbesondere deren 
Bereitschaftspolizeieinheiten, die Compag­
nies Républicaines de Sécurité [CRS]), 
die für ihr „robustes Vorgehen“, so ein 
polizeilicher Euphemismus für rigoroses, 
kompromissloses Durchgreifen, bekannt 
ist und in der Kritik steht. Die Beliebt­
heitswerte und das Vertrauen seitens der 
Bevölkerung fallen in Umfragen regelmä­
ßig für die Gendarmerie höher aus als für 
die Police.28 

Warum wird den Beamtinnen und Beam­
ten der Police der Respekt, die Anerken­
nung durch die Bevölkerung versagt, die 
sie in den Demonstrationen einfordern? 
Dies hat, so unsere These, unter anderem 
strukturelle Gründe, die im Aufbau und 
der Zuständigkeitsverteilung innerhalb der 
französischen Sicherheitsarchitektur lie­
gen, die nachfolgend skizziert wird. 

Die Besonderheit der französischen Si­
cherheitsarbeit besteht darin, dass es zwei 
Polizeien gibt, deren Personalkörper annä­
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hernd gleich groß ist: Police Nationale und 
Gendarmerie Nationale. Beide Einheiten 
verfügen grundsätzlich über alle Organi­
sationseinheiten: von der Schutz- und Kri­
minalpolizei, Verkehrs- und Spezialein­
heiten etc., mit jeweils eigener Infrastruktur 
(Lagezentren, Kriminaltechnik etc.). Als 
Faustregel der Zuständigkeit gilt, dass die 
Gendarmerie in ländlicheren Gebieten und 
die Police in Städten zuständig ist. Die ört­
liche Zuständigkeit bringt unterschiedliche 
Dienstbelastungen mit sich. Die Police 
bearbeitet einen Großteil des Deliktsauf­
kommens, während die Gendarmerie zwar 
flächenmäßig in ca. 95 % des Territoriums 
und für die Hälfte der Bevölkerung zustän­
dig ist, aber durch die ländliche Prägung 
ein vergleichsweise geringes Kriminalitäts­
aufkommen zu bearbeiten hat.29 Die bei­
den Polizeien trennt jedoch mehr als die 
örtliche Zuständigkeit: Dienstgrade, or­
ganisatorischer Aufbau, aber auch die 
spezifische Kultur und Herangehensweise 
an polizeiliche Aufgabenstellungen unter­
scheiden sich, auch sind Gendarmen und 
Policiers an unterschiedlichen Uniformen 
zu erkennen. Darüber hinaus ist die Police 
ausschließlich dem Innenministerium un­
terstellt, die Gendar merie aber nur im 
Rahmen ihrer polizeilichen Aufgaben im 
Inland.30 Die Gendarmerie hat grundsätz­
lich einen militärischen Status31 und kann 
somit auch Aufgaben im Krisen- oder 
Kriegsfall übernehmen. 

Hier kann leicht das Missverständnis 
aufkommen, dass Gendarmen als Militär­
angehörige bei ihren schutzpolizeilichen 
Aufgaben „militärisch“ auftreten – tat­
sächlich aber sind sie unserem Eindruck 
nach in ihrer Arbeitsweise und ihrem 
Selbstverständnis viel bürgerorientierter. 
Gendarmen verstehen sich als Problem­
löser, die dauerhaft vor Ort sind. Da sie 
Residenzpflicht haben und auf dem Ge­
lände ihrer Kaserne immer auch eine kos­
tenlose Dienstwohnung für sich und ihre 

Familie gestellt bekommen, kennen sie 
ihre Bevölkerung gut. Ihre Kinder besu­
chen dieselben Schulen wie die Kinder der 
Familien, mit denen sie dienstlich zu tun 
haben. Angehörige der Police hingegen 
tendieren schon aus Sicherheitsgründen 
eher dazu, einen längeren Anfahrtsweg zur 
Dienststelle in Kauf zu nehmen, um mit 
der Familie fernab der Dienststelle leben 
zu können und im privaten Umfeld keinen 
Anfeindungen ausgesetzt zu sein. 

Wenn der Streifendienst der Gendarmen 
beispielsweise zu einer Nachbarschafts­
streitigkeit gerufen wird, wird der Fall von 
diesen regelmäßig auch endsachbearbeitet, 
während die Police in vielfältige „Sonder­
einheiten“ zergliedert ist, beispielsweise 
Zentraler Streifendienst, BAC32 und wei­
tere spezialisierte Unterstützungseinhei­
ten, die eher nach dem „Feuerwehr“-Prin­
zip arbeiten – Brand löschen und abfahren. 
Gendarmen hingegen haben ein Interesse 
daran, nachhaltige Konfliktlösungen zu su­
chen. Beruhigt sich beispielsweise ein Kon­
flikt in einer Nachbarschaft nicht, werden 
die Gendarmen nachts wieder aus dem Bett 
geklingelt. Die regionale Verankerung der 
„Landgendarmen“ bringt durch das Leben 
Tür an Tür und die Art der Fallbearbeitung 
eine natürlich gewachsene Bürgernähe mit 
sich. Dies ist ein wesentlicher Unterschied 
zwischen den „Landgendarmen“ und der 
urbanen „Nationalpolizei“. 

„Avec nous, les gendarmes“ (Gendarmen 
[kommt] mit uns) riefen die Police-An­
gehörigen in Sprechchören auf einer der 
Demonstrationen, als sie an einem von den 
Gendarmen gesicherten Gebäude vorbei­
kamen. Die Gendarmen sind jedoch der Auf­
forderung bislang nicht gefolgt – dies mag 
an der strengen militärischen Hierarchie, der 
sie dienstrechtlich unterworfen sind, liegen, 
aber auch daran, dass sie möglicherweise 
weniger Grund zum Demonstrieren haben. 

Als Zwischenfazit ergibt sich, dass das 
von Distanz und feindseligem Misstrauen 

http:Inland.30
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geprägte Verhältnis zur Bevölkerung, das 
die demonstrierenden Polizisten skandali­
sieren, vor allem ein Problem der urbanen 
Police Nationale und weniger der auf dem 
Land zuständigen Gendarmerie ist. 

4. DiStanz unD miSStrauen 
zWiScHen Polizei unD be­
völkerung 
Neben den strukturellen Gründen, die eher 
die Police in gewalttätige Konfrontationen 
mit der Bevölkerung bringen, sind die Pro­
bleme, die in der Wut und der Frustration 
in den Demonstrationen der „unabhängi­
gen Polizisten“ zum Ausdruck kommen, 
aber auch hausgemacht. Unsere These ist, 
dass die Police selbst zur Distanz zur Be­
völkerung beiträgt, indem sie repressive 
Elemente betont, präventive kaum berück­
sichtigt, Ansätze bürgernaher Strategien 
des Polizierens versiegen lässt und damit 
letztendlich zur Gewaltspirale beisteuert. 
Dies hängt eng mit dem Selbstverständ­
nis der Nationalpolizei zusammen. Was 
dieses prägt, wie es sich auf das polizei­
liche Agieren und damit wiederum auf ihr 
Verhältnis zur Bevölkerung auswirkt, wird 
nachfolgend skizziert. 

4.1 Wenig Prävention – Ansätze bürger­
naher Polizeistrategien versickern 
Zwar gibt es landesweit durchaus Präven­
tionsansätze, die auf die Kommunen aus­
gerichtet sind, auch wurden bereits 1983 
Präventionsräte gegründet.33 Es handelt 
sich hierbei aber weniger um ein Konzept 
der Kommunalen Kriminalprävention, d.h. 
die Police arbeitet zwar mit Kommunen 
zusammen, übernimmt aber selbst eher 
weniger präventive Aufgaben, sondern 
sieht sich in der Rolle, Straftaten durch 
Repression zu verhindern. Ein Beispiel 
aus dem Präventionsrat34 der Eurometro­
pole Strasbourg: Die Leiter der Police und 
der Gendarmerie informieren in solchen 
Sitzungen die Bürgermeister ihrer Zu­

ständigkeitsbereiche über Kriminalitätsge­
schehen und Aktionen. Ansätze von poli­
zeilicher Präventionsarbeit, beispielsweise 
im Bereich Gewalt- und Drogenprävention 
oder Verkehrserziehung an Schulen, sind 
zwar vorhanden, aber nicht flächendeckend 
verankert und eher randständig. Im Ge­
gensatz zum eher gewachsenen Selbstver­
ständnis von Bürgernähe konnten sich die 
zentral und bürokratisch verordneten Kon­
zepte der Bürgernähe in der Police nicht 
verankern. 

4.2 Das Selbstverständnis der Police ist 
von der Zentralstaatlichkeit geprägt 
Dass die Beamtinnen und Beamten, die 
sich in ihren Demonstrationen gegen die 
Justiz und die eigenen Vorgesetzten wen­
den, hierbei aber die Tricolore hochhalten 
und die Marseillaise singen, ist aus ihrer 
Geschichte erklärbar. Die repressive Aus­
richtung hat historische Gründe. Dass die 
Police traditionell auf Distanz zur Bevöl­
kerung ausgerichtet ist, liegt auch an der 
Konzeption nicht nur der Sicherheitsbe­
hörden, sondern des Staates insgesamt: 
Frankreich ist in allen administrativen 
Bereichen von der Zentralstaatlichkeit ge­
prägt.35 Dies schlägt sich nicht nur im 
Organisationsaufbau der Police nieder, 
sondern prägt auch das Selbstverständnis. 
Was bedeutet die Zentralstaatlichkeit für 
die Police? In Paris haben die jeweiligen 
Zentraldirektionen ihren Sitz, z.B. die 
Zentraldirektionen der Kriminal-, Schutz-, 
Bereitschafts- und Grenzpolizei. Diese 
Zentraldirektionen verzweigen sich dann 
auf regionaler Ebene der Departements. 
Der Vorteil der Zentralstaatlichkeit besteht 
darin, dass eine Entscheidung bis zur Basis 
durchgereicht wird. Gleichzeitig bedeutet 
dieses Prinzip aber auch, dass für Entschei­
dungen vor Ort teilweise langwierige Be­
willigungsverfahren anfallen: „tout passe 
par Paris“ – alles läuft über Paris. Die 
Einheiten der Bereitschaftspolizei (CRS) 
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werden grundsätzlich in anderen Bezirken 
(Départements) als ihrem Dienstort ein­
gesetzt. So finden sich beispielsweise die 
Einheiten der in Strasbourg ansässigen 
CRS 37 eher zur Lagebewältigung von 
Demonstrationen oder Fußballspielen in 
Paris. Die Begründung, warum lange An­
fahrtswege in Kauf genommen werden, ist 
aus französischer Sichtweise einfach: Die 
Einheiten der Bereitschaftspolizei sind 
zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung bzw. des Staates 
vorgesehen, eine „Verbrüderung“ durch 
örtliche Betroffenheit soll ausgeschlossen 
werden.36 Weitergehend sieht man diese 
zentralstaatliche und staatsschützende 
Ausrichtung auch und gerade bei den De­
monstrationen der Police, hier kommen 
nun die Bereitschaftspolizisten der Gen­
darmerie Nationale, die Gendarmerie Mo­
bile, zum Einsatz. Auch hier ist der Auf­
trag klar. Die Gendarmerie beschützt hier 
gegebenenfalls „den Staat“ vor seiner Na­
tionalpolizei. 

Angesichts der akuten Terrorbedrohun­
gen setzt man aktuell auf noch mehr Re­
pression – dies ist kein Umbruch, sondern 
nur eine Verstärkung der bisherigen innen­
politischen Vorgehensweisen. Die repres­
sive Ausrichtung hat Tradition, Präven­
tion ist hier eher Nebenprodukt. Seit jeher 
übersetzt sich Polizeiarbeit in erster Linie 
als Einrichtung zum Schutze des Staates, 
der Republik, dann erst richtet sich der 
Schutzgedanke auf die Bevölkerung (vgl. 
Mouhanna 2011; Fassin 2011; Tränkle/ 
Herzbach 2012b; Herzbach/Tränkle 2013). 

In unseren Gesprächen mit französischen 
Kolleginnen und Kollegen zeigt sich aus 
einer so ganz anderen Sozialisierung he­
raus Unverständnis gegenüber deutschen 
Konzeptionen: Die Vorstellung der ganz 
anders konzipierten und ausgestatteten 
Referate Prävention, der Anti-Konflikt-
Teams, des Konzepts der Bürgernähe hat 
in dem Ausmaß, wie es beispielsweise in 

Baden-Württemberg praktiziert wird, in 
den Augen unserer französischen Kolle­
ginnen und Kollegen wenig mit Polizie­
ren zu tun und wird mal als naiv, mal als 
selbstgefährdend und staatliche Macht 
erodierend, eingeschätzt. 

Wie wird Sicherheitsarbeit in Frankreich 
gedacht? Die kriminalpolitische Linie setzt 
Repression deutlich vor Prävention. Zwar 
gibt es Prävention und vereinzelte Reste 
der sog. „police de proximité“ (Polizei 
der Bürgernähe, die französische Variante 
des community policing), aber dies ist 
dem Engagement Einzelner auf lokaler 
Ebene vorbehalten. Unsere polizeilichen 
Kontakte bestätigen ein ums andere Mal: 
Bürgernähe? Das habe nicht funktioniert 
und sei deshalb abgeschafft worden. Un­
sere These ist jedoch, dass nicht das Kon­
zept der Bürgernähe, wie es ab den 1970er 
Jahren implementiert wurde, versagt hat, 
sondern dass es zu isoliert und vereinzelt 
angewendet wurde, aber sich nicht ins 
Selbstverständnis niederschlagen konnte. 
So blieben beispielsweise Fußstreifen ein­
satztaktisch isolierte Maßnahmen, die nicht 
hinreichend Wirkung entfalten konnten, 
um das Verhältnis zur Bevölkerung zu ver­
bessern (vgl. Mouhanna 2011, 37; Tränkle/ 
Herzbach 2012a; Herzbach/Tränkle 2013). 

4.3 Zunehmende Militarisierung der 
Polizei 
Statt bürgernahen und präventiven Strate­
gien des Polizierens verfolgt die Police 
eine Aufrüstungslogik, die Jobard (Jobard 
2016b) pointiert als These von der zuneh­
menden Militarisierung der Polizei be­
schreibt: „Die polizeiliche Handhabung 
der Demonstrationen gegen die Arbeits­
marktreformgesetze von 2016 hat nicht 
nur bei den ganz großen Zusammenkünf­
ten, sondern auch bei den unzähligen klei­
nen Aufzügen, eine überausgerüstete und 
überbewaffnete (Waffen für Gummige­

http:werden.36
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schosse, die in anderen Staaten im Rahmen 
von Demonstrationen nicht zugelassen 
sind) Polizei gezeigt, die scheinbar außer­
halb jeglichen Urteilsvermögens vorgeht“ 
(Jobard 2016b, 2). 

Die Police sieht sich weniger als Bürger­
polizei, sondern eher als Ordnungsmacht. 
Dies zeigt sich beispielsweise einsatztak­
tisch: Eine direkte und deeskalierende 
Kommunikation mit Demonstrationsteil­
nehmenden ist nicht vorgesehen. Auch 
Ausrüstung und äußeres Erscheinungsbild 
signalisieren dieses Selbstverständnis als 
Ordnungsmacht. Die Umstellung der Uni­
form vor einigen Jahren auf Cargohosen, 
Polohemd und robuste Einsatzstiefel un­
terstreichen das eher militärische Erschei­
nungsbild (vgl. auch Fassin 2011). In der 
Ausbildung der Police wird viel Wert ge­
legt auf Elemente, die Macht demonstrie­
ren und ausdrücken, dass die Police auch 
den Staat repräsentier t: wöchentlicher 
Fahnenappell, Marschieren und intensives 
Training für die Einsatzart „maintien de 
l’ordre“ (Aufrechterhalten der öffentlichen 
Ordnung, sinngem. Übers.). 

5. ScHluSSbetracHtung 
Zusammenfassend bedeuten die aktuellen 
situativen (Europameisterschaft, Arbeits­
rechts-Demonstrationen u.v.m.) und 
grundlegenderen gesellschaftlichen Pro­
blemfelder (Terrorismus, Banlieues) eine 
ungeheure Arbeitsbelastung für alle franzö­
sischen Sicherheitskräfte. Mediale kritische 
Aufmerksamkeit und anhaltende Konflikt­
felder mit der eigenen, v.a. mit der jungen, 
urbanen Bevölkerung, kommen für die 
Police hinzu. Die Police Nationale ist – 

auf Grund ihrer regionalen Zuständigkeit 
in den Städten mehr als die Gendarmerie 
Nationale – Blitzableiter gesellschaftlicher 
Krisen. Darüber hinaus argumentieren wir, 
dass die aktuelle Situation aber auch inso­
fern hausgemacht ist, als die französische 
Kriminalpolitik repressive Elemente ge­
genüber präventiven betont. Auf Ebene 
der Police Nationale übersetzt sich dies in 
Einsatztaktiken, die auf Distanz zur Bevöl­
kerung und zunehmende Militarisierung 
der Polizei setzen. Als weitere Dimension 
wäre der seitens der polizeilichen Basis 
subjektiv erlebte mangelnde Rückhalt 
durch Vorgesetzte und Justiz zu nennen; 
im Rahmen dieses Beitrags musste jedoch 
die Frage struktureller Defizite ausgeklam­
mert werden. 

Unter den aktuellen terroristischen Be­
drohungen, den wiederkehrenden Konfron­
tationen und einer Politik, die traditionell 
auf Distanz zur Bevölkerung setzt, dürften 
sich die zarten Ansätze bürgernaher Strate­
gien erledigt haben und Repression im Vor­
dergrund stehen – diese repressive Politik 
signalisiert sowohl nach außen als auch 
nach innen (der eigenen Bevölker ung) 
einen wehrhaften, starken Staat, der vor 
den Bedrohungen nicht zurückweicht. Auf 
den polizeilichen Demonstrationen wird 
die Tricolore hochgehalten und die Mar­
seillaise gesungen – aber von nationaler 
Einheit und Solidarität ist man weit ent­
fernt. Eine Annäherung zwischen Bevölke­
rung und Police, die über die kurzzeitigen 
Solidarisierungseffekte nach Attentaten 
hinausgeht, scheint auf Grund politischer 
und gesellschaftlicher Umstände und auf 
Grund interner Strukturen nicht in Sicht. 
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1 Wobei durch das Risiko von Diszipli­

narverfahren wegen der Teilnahme an 

solchen Veranstaltungen sich vermutlich 

nur ein Teil der „wütenden Polizisten“ 

auf die Straße wagt. 
2 Eine offizielle Quelle hierfür, beispiels­

weise eine Webpage, scheint es zum Zeit­

punkt der Einreichung dieses Artikels 

(Anfang Februar 2017) noch nicht zu ge­

ben; unter dem Stichwort „Union des po­

liciers nationaux indépendants“ und „po­

liciers en colère“ findet sich in Print- und 

Internetmedien eine Vielzahl von Artikeln. 
3 Bei der Police Nationale verfügen nicht – 

wie beispielsweise in Deutschland – alle 

Polizeibeamtinnen und -beamten unab­

hängig vom Dienstgrad über die glei­

chen Befugnisse, sondern die Befugnis 

zum OPJ kann als Zusatzausbildung 

bzw. im Rahmen der Offiziersausbildung 

(Laufbahn gehobener Dienst) erworben 

werden. Sie ist im französischen Ermitt­

lungswesen wichtig, da nur Beamtinnen 

und Beamte mit dieser Funktion wichtige 

Befugnisse im Rahmen der französischen 

Strafprozessordnung haben, die übrigen 

Beamtinnen und Beamten können nur auf 

Weisung dieser OPJ tätig werden. 
4 Eine amtliche Statistik findet sich derzeit 

nicht. Die „Niederlegungen“ dieser Be­

fähigung sind in den sozialen Medien zu 

verfolgen, da dort viele Postings zu die­

sem Thema zu finden sind. Es werden aber 

auch schon Tageszeitungen auf diese Pro­

blemfelder aufmerksam. So meldet „lePa­

risien“ am 30.01.2017, dass im Bereich 

Val-de-Marne 90 % der OPJ um Aufhe­

bung ihrer „Befähigung“ ersucht haben. 
5 Ob diese Kritik am Entscheidungsver­

halten der Justiz berechtigt ist oder nicht, 

kann im Rahmen dieses Beitrags nicht be­

antwortet werden. 
6 So eine interne Einschätzung der für die 

Ausbildung des gehobenen und höheren 

Dienstes zuständigen École Nationale 

Supérieure de la Police, ENSP. 

7 Nach den Attentaten im November 2015 

wurden 5.000 zusätzliche Stellen bei den 

Sicherheitskräften (Police und Gendar­

merie zusammengenommen) bewilligt. 

Allein bei der Police Nationale wurden 

über 35.000 Bewerberinnen und Bewer­

ber zur Einstellungsprüfung zugelassen. 

Vgl. Civique 2016. 
8 Vgl. Jobard/de Maillard 2015. 
9 Ausstrahlung auf RFI am 26.10.2016, 

Moderator Loïc Bussieres; Übersetzung 

ST/DH, Online: www.rfi.fr/emission/ 

20161026-manifestations-policiers­

raisons-colere (19.12.2016). 
10 Zum traditionell angespannten Ver­

hältnis zwischen französischer Bevöl­

kerung und Polizei vgl. Boucher 2013; 

Kepel 2012; Fassin 2011; Mouhanna 

2011; Herzbach/Tränkle 2013; Tränkle/ 

Herzbach 2012a. 
11 Zur Entstehung des islamistischen Ter­

rorismus vgl. Kepel 2015; ders. 2016). 
12 Zu den Ursachen vgl. Kepel 2016. 
13 Vgl. Gabriel Montlhuret im Onlinejournal 

„Contrepoints“, 31.03.2016, Online: www. 

contrepoints.org/2016/03/31/245057­

letat-durgence-met-en-danger-letat-de­

droit, (09.01.2016). 

Die letzte Verlängerung erfolgte nun durch 

Ministerratsbeschluss vom 10.12.2016 auf 

den 15.07.2017. 
14 Verordnung No. 2015–1475 du 14 no­

vembre 2015 als Anwendung des Geset­

zes No. 55–385 vom 3. April 1955. 
15 Vgl. Erläuterung zur Verlängerung 

des Notstandsgesetzes No 55–385 vom 

3. April 1955 durch Ministerratsbeschluss
 

vom 10. Dezember 2016.
 
16 Zu Deutsch: Der Wachposten.
 
17 Online: http://www.defense.gouv.fr/ope
 

rations/france/sentinelle/point-de-situation­

des-operations-au-jeudi-21-juillet-2016,
 

(14.09.2016).
 
18 Online: www.police-nationale.interieur.
 

gouv.fr/Nos-metiers/Reserve-civile/Vous­

etes-citoyen, (14.09.2016).
 

19 Online: www.bfmtv.com/sante/un­

centre-pour-venir-en-aide-policiers-en­

burn-out-1078368.html, (06.01.2017). 
20 Belastbare Zahlen gibt es allerdings 

nicht. 
21 Akronym für Police aux Frontières. 

Der Grenzschutz ist als Aufgabengebiet 

ausschließlich der Police Nationale zuge­

ordnet. 
22 Es handelt sich um informelle, subjek­

tive Informationen; offizielle Berichte 

hierzu sind nicht zu erhalten. 
23 Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 

30.03.2016 (74), Rubrik Politik, 2. 
24 Zum französischen Faible für Akronyme 

und deren ständige Wandlungen am Bei­

spiel des Versuchs, städtische Problem­

viertel politisch korrekt zu bezeichnen, 

siehe in essayistischer Form Lustiger 

(Lustiger 2016, 40 ff). 
25 Online: http://www.anru.fr/index.php/ 

fre/Programmes/Nouveau-programme­

national-de-renouvellement-urbain 

(11.01.2016). 
26 Diese Erkenntnisse resultieren aus den 

Gesprächen mit polizeilichem Führungs­

personal der Polizeidirektion Strasbourg 

(Direction Départementale de la Sécurité 

Publique – DDSP 67). 
27 Zur Kontrollpraxis vgl. Jobard 2016a; 

ders. 2016b; Gauthier 2012; Lukas/ 

Gauthier 2011; de Maillard et al. 2016. 

Grundlegend zu Devianz und Gewalt 

durch die Polizei Jobard/de Maillard 

2015, 141 ff). 
28 Siehe L’Essor de la Gendarmerie Na­

tionale 2015. Barometer zum Ansehen 

der Police und Gendarmerie Nationale. 

Es hatten 81 % der vom ISOP-Institut 

Befragten eine gute Meinung über die 

Gendarmerie, über die Police Nationale 

hatten 65 % eine gute Meinung. Diese 

Quelle wurde hier bewusst benutzt, da es 

derzeit diverse Umfragen gibt, die auch 

der Police hohe Werte bescheren. Diese 

sind in der Langzeitbetrachtung aber zu 

14 
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www.police-nationale.interieur
http://www.defense.gouv.fr/ope
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vernachlässigen und lassen vermuten, dass die 

positiven Effekte derzeit durch die heldenhaften 

Einsätze im Rahmen der Terroranschläge einge­

treten sind. 
29 Online: http://www.interieur.gouv.fr/Interstats. 
30 Die strikte organisatorische Trennung zwi­

schen Police und Gendarmerie war in Frankreich 

bis ins Jahr 2009 gegeben, als die Gendarmerie 

noch ausschließlich dem Verteidigungsministe­

rium unterstand. 
31 Somit auch ohne tatsächliche Arbeitszeitrege­

lungen und gewerkschaftlichen Beistand. 
32 „Brigade Anti-Commando“ Gegen-Kommando-

Brigaden als Teil der Brigades de Recherche et 

d’Intervention (BRI; deutsch: Such- und Ein­

greifbrigaden). 
33 Als Ursprung ist hier der Bericht einer Kom­

mission der Bürgermeister, unter Vorsitz von 

Gilbert Bonnemaison zur Ausrichtung der 

Sicherheitsarbeit – Face à la délinquance: 

prévention, répression, solidarité; rapport au 

Premier Ministre – von 1983, zu sehen. 
34 Dem der Autor als Vertreter des Polizeipräsi­

diums Offenburg als festes Mitglied angehört. 
35 Vgl. auch Herzbach/Tränkle 2016. 
36 Wiederholt im Rahmen von Ortsterminen bei 

verschiedenen CRS-Einheiten gegenüber der Auto­

rin und dem Autor des Beitrags so thematisiert. 
37 Vgl. hierzu auch Tränkle/Herzbach 2012b. 
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